
   Inhalt 
 

Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. August 2022 
Weitere Veröffentlichungen vom Tage 
Gewerbesteuerpflicht einer Immobilien-GmbH bzw. Betriebsstätte bei Einschaltung einer 
Dienstleistungsgesellschaft  
Vorlage der Abgeltungsteuer an das Bundesverfassungsgericht aufgehoben  
 
Terminplaner 
 
Noch Fragen? 

  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 33 
18. August 2022 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. August 2022 

 
 
Bei der Besteuerung eines im Inland steuerpflichtigen 
Aktieninhabers einer US-amerikanischen Kapitalgesellschaft findet 
§ 20 Abs. 4a EStG bei einem aufgrund einer Verschmelzung 
erfolgten Tausch der Aktien mit Spitzen- und Barausgleich keine 
Anwendung, wenn bei rechtsvergleichender Betrachtung die 
Verschmelzung aufgrund der hohen Barzahlungen nicht einmal 
hypothetisch in den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. 
Abs. 3 Nr. 5 UmwStG fallen könnte. Der gesamte Vorgang ist 
danach als Tausch gegen die Gewährung eines Mischentgelts 
nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 EStG zu besteuern. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Aufwendungen eines angestellten Geschäftsführers zur Tilgung 
von Haftungsschulden sind auch insoweit als Werbungskosten bei 
dessen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit abziehbar, als die 
Haftung auf nicht abgeführter Lohnsteuer beruht, die auf den 
Arbeitslohn des Geschäftsführers entfällt. Das Abzugsverbot 
gemäß § 12 Nr. 3 EStG steht dem nicht entgegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist nicht zu beanstanden, dass bei Anwendung der 
Billigkeitsregelung zur Kostendeckelung im BMF-Schreiben vom 
18.11.2009 (BStBl I 2009, 1326, Rz 18) für Zwecke der 
Berechnung der Gesamtkosten eines genutzten Leasingfahrzeugs 
eine bei Vertragsschluss geleistete Leasingsonderzahlung auch 
dann periodengerecht auf die einzelnen Jahre des 
Leasingzeitraums verteilt wird, wenn der Steuerpflichtige seinen 
Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung gemäß § 4 Abs. 3 
EStG ermittelt. 
 
Zum Urteil, siehe auch die teilweise inhaltsgleichen Urteile VIII R 
21/20 und VIII R 11/20 vom selben Tage. 
 
 
 
 
 

Urteil VIII R 44/18: 
Einkommensteuerliche 
Behandlung barer 
Zuzahlungen an den 
inländischen 
Privatanleger im 
Zusammenhang mit 
einer Verschmelzung 
US-amerikanischer 
Kapitalgesellschaften 
 
14. Februar 2022 
 

Urteil VI R 19/20: Kein 
Werbungskostenabzu
gsverbot gemäß § 12 
Nr. 3 EStG bei der 
Haftungsin-
anspruchnahme des 
Geschäftsführers für 
Lohnsteuer, die auf 
den eigenen 
Arbeitslohn entfällt 
 
08. März 2022 
 

 

 
Urteil VIII R 26/20: 
Berücksichtigung 
einer Leasing-
sonderzahlung bei 
Anwendung der sog. 
Kostendeckelungs-
regelung zur 
Privatnutzung 
betrieblicher Kfz 
 
 
17. Mai 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210151/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250129/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250129/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250130/


3 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 37/19: Zustellung von Steuerbescheiden in der Schweiz 
08. März 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 1/20: Fehlende Gemeinnützigkeit bei Förderung 
abgeschlossener Personenkreise und Satzungserfordernisse 
01. Februar 2022 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 033/22 des BFH. 
 
Urteil V R 26/20: Organisation und Durchführung der Jägerprüfung als 
Zweckbetrieb 
21. April 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 18/19: Kosten für einen sachverständigen Dritten als 
Kassenprüfer als Massekosten 
21. April 2022 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Gewerbesteuerpflicht einer Immobilien-GmbH bzw. Betriebsstätte bei 
Einschaltung einer Dienstleistungsgesellschaft 
Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Räumlichkeiten dann eigene 
Betriebsstätten i.S. des § 12 Satz 1 AO sein, wenn es sich hierbei um solche 
einer eingeschalteten Dienstleistungs- oder Managementgesellschaft handelt und 
hierüber kein vertraglich eingeräumtes eigenes Nutzungsrecht besteht (BFH, 
Urteile vom 23. Februar 2011, I R 52/10; vom 24. August 2011, I R 46/10). Dies 
gilt aber nur, wenn die fehlende Verfügungsmacht über die Geschäftseinrichtung 
oder Anlage des Dritten durch eine eigene unternehmerische Tätigkeit vor Ort 
ersetzt wird (beispielsweise Identität der Leitungsorgane, fortlaufende nachhaltige 
Überwachung in den Räumlichkeiten des Auftragsnehmers). Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt  
Die Klägerin (eine GmbH) hatte zwei inländischen Managementgesellschaften 
schriftliche und sehr umfängliche „Hausverwaltungsvollmachten“ bezüglich der 
betreffenden Liegenschaft erteilt, u.a. mit der Erlaubnis Rechtsgeschäfte 
abzuschließen: „Die Verwalterin vertritt die Eigentümerin gegenüber 
Arbeitnehmern, Mietern, Behörden und sonstigen dritten Personen und 
Beteiligten, soweit geltend zu machende Ansprüche das Verwaltungsobjekt 
betreffen. Diese Vollmacht erstreckt sich auf die Vornahme einseitiger 
Rechtsgeschäfte nach § 174 BGB, insbesondere auf die Anmahnung und 
juristische Durchsetzung rückständiger Mieten und Umlagen“. 
Die Klägerin hatte in ihrer Klagebegründung u.a. ausgeführt, dass ein im Inland 
gelegenes Vermietungsobjekt nach ständiger Rechtsprechung des BFH 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210150/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsnahe-kindergaerten-und-gemeinnuetzigkeit/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210146/
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regelmäßig keine Betriebsstätte im Sinne von § 12 Abgabenordnung (AO) 
begründe. Im vorliegenden Fall habe zudem der alleinige Geschäftsführer der 
Klägerin seine Unternehmen an seinem Wohnsitz in Luxemburg verwaltet. Dort 
habe er der Klägerin die Steuererklärungen unterschrieben, so dass sich die 
Stätte der Geschäftsführung nicht in Deutschland, sondern in Luxemburg 
befunden habe. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg blieb ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). Das Finanzgericht vertrat die Ansicht, die Klägerin habe 
im Inland eine Betriebsstätte gehabt, mit der Folge der grundsätzlichen 
Gewerbesteuerpflicht. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Das Finanzgericht hat auf Grundlage der bisher getroffenen Feststellungen zu 
Unrecht entschieden, dass die Klägerin im Inland eine inländische Betriebsstätte 
nach § 12 AO unterhält. 
Eine Betriebsstätte i.S. von § 12 Satz 1 AO erfordert eine Geschäftseinrichtung 
oder Anlage mit einer festen Beziehung zur Erdoberfläche, die von einer 
gewissen Dauer ist, der Tätigkeit des Unternehmens dient und über die der 
Steuerpflichtige eine nicht nur vorübergehende Verfügungsmacht hat 
(Bestätigung der ständigen Rechtsprechung). 
Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Räumlichkeiten dann eigene 
Betriebsstätten i.S. des § 12 Satz 1 AO sein, wenn es sich hierbei um solche 
einer eingeschalteten Dienstleistungs- oder Managementgesellschaft handelt und 
hierüber kein vertraglich eingeräumtes eigenes Nutzungsrecht besteht (BFH, 
Urteile vom 23. Februar 2011, I R 52/10; vom 24. August 2011, I R 46/10). Dies 
gilt aber nur, wenn die fehlende Verfügungsmacht über die Geschäftseinrichtung 
oder Anlage des Dritten durch eine eigene unternehmerische Tätigkeit vor Ort 
ersetzt wird (beispielsweise Identität der Leitungsorgane, fortlaufende nachhaltige 
Überwachung in den Räumlichkeiten des Auftragsnehmers). 
Ohne eine gewisse räumliche und zeitliche "Verwurzelung" des Unternehmens 
vor Ort, fehlt es an dem für eine Betriebsstättenbegründung erforderlichen Dienen 
der Geschäftseinrichtung oder Anlage für eigene unternehmerische Zwecke i.S. 
des § 12 Satz 1 AO. Allein die Übertragung von auch umfassenden Aufgaben 
ohne gleichzeitig eigene betriebliche Tätigkeiten vor Ort, macht die Betriebsstätte 
des Auftragnehmers nicht zur Betriebsstätte des Auftraggebers. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 23. März 2022 (III R 35/20), veröffentlicht am 11. August 2022. 
 
Vorlage der Abgeltungsteuer an das Bundesverfassungsgericht aufgehoben 
Mit Beschluss vom 18. März 2022 hat das Niedersächsische Finanzgericht eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) darüber eingeholt, ob die 
in den § 32d Abs. 1 EStG in Verbindung mit § 43 Abs. 5 EStG geregelte 
Abgeltungsteuer in den in den Jahren 2013, 2015 und 2016 geltenden Fassungen 
insoweit mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar sind, als dass sie für Einkünfte aus 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228096/update-gewerbesteuerpflicht-und-inlaendische-betriebsstaette-bei-grundstuecksverwaltung-durch-managementgesellschaft/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210141/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

privaten Kapitalerträgen einen Sondersteuersatz in Höhe von 25 % mit 
abgeltender Wirkung vorsehen. 
Sachverhalt 
Der Kläger hatte sich mit seiner Klage beim Niedersächsischen Finanzgericht 
eigentlich dagegen gewehrt, dass das beklagte Finanzamt Provisionseinnahmen 
steuerlich ihm und nicht einem Dritten zugerechnet hatte. Außerdem begehrte er 
den bisher nicht erfolgten Ansatz des Sparer-Pauschbetrages bei seinen 
Kapitaleinkünften. 
Das Finanzgericht folgte dem Kläger in beiden Punkten, war aber davon 
überzeugt, dass der auf die Kapitaleinkünfte anzuwendende (abgeltende) 
Sondersteuersatz von 25% verfassungswidrig ist und war daher verpflichtet, das 
Bundesverfassungsgericht anzurufen (siehe unseren Blogbeitrag). Das dortige 
Normenkontrollverfahren wird unter dem Aktenzeichen 2 BvL 6/22 geführt. 
Richterliche Entscheidung 
Mit Schreiben vom 2. Juni 2022 hat das beklagte Finanzamt nun mitgeteilt, dass 
es die angefochtenen Einkommensteuerbescheide geändert und dem 
Klageantrag des Klägers entsprochen habe. Daraufhin haben das Finanzamt und 
der Kläger den Rechtsstreit einvernehmlich für erledigt erklärt. 
Durch die Erledigung des Klageverfahrens ist die Entscheidungserheblichkeit in 
dem Normenkontrollverfahren bei dem Bundesverfassungsgericht entfallen, so 
dass die Vorlage gegenstandslos geworden ist. Der Vorlagebeschluss des 
Niedersächsischen Finanzgerichts vom 18. März 2022 war daher aufzuheben. 
Das ist durch Beschluss vom 10. August 2022 erfolgt. 
Eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der 
Abgeltungsteuer wird also in diesem Verfahren nicht mehr erfolgen. 
Fundstelle 
Niedersächsisches Finanzgericht, Beschluss vom 10. August 2022 (7 K 120/21), 
siehe den Newsletter 8/2022 des Finanzgerichts. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/229013/update-vorlage-an-das-bverfg-verfassungswidrigkeit-der-abgeltungsteuer/
https://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=STRE202275279&st=ent&doctyp=juris-r&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
https://finanzgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/newsletter-9-2022-vom-17-august-2022-213776.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Best Practice Lösungen GTC 
Webinar, 25.08. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/WebinarReihe-GTC
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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